
Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Gewerbegebiete
(§ 8 BauNVO)

Zulässig sind:
1. Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe
2. Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude
3. Tankstellen
4. Anlagen für sportliche Zwecke

Ausnahmsweise zulässig sind:
1. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und

Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche
und Baumasse untergeordnet sind.

Nicht zulässig sind:
2. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke
3. Vergnügungsstätten

Nicht zulässig sind:
Betriebsarten der Abstandsklassen I bis IV (lfd. Nr. 1 - 80) der Abstandsliste zum
Abstandserlass 2007 (Runderlass des Ministeriums für Umwelt und Naturschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz - V - 3 8804.25.1 vom 06.06.2007 und Anlagen mit
ähnlichem Emissionsverhalten).

Für die zulässigen Gewerbebetriebe aller Art im GE b   gilt einschränkend:
Nicht zulässig sind Einzelhandelsbetriebe mit zentren- oder nahversorgungsrelevanten
Sortimenten.
Ausnahmsweise zulässig sind Einzelhandelsbetriebe mit zentren- oder
nahversorgungsrelevanten Sortimenten, die aufgrund ihres Warensortiments und ihrer
begrenzten Verkaufsfläche überwiegend der Versorgung der im Gewerbegebiet
Tätigen dienen.
Zulässig sind Verkaufsstätten von produzierenden und weiterverarbeitenden Betrieben
sowie Handwerksbetrieben, wenn die Verkaufsfläche dem Hauptbetrieb räumlich
zugeordnet, in betrieblichem Zusammenhang errichtet, dem Hauptbetrieb
flächenmäßig deutlich untergeordnet ist und die Grenze der Großflächigkeit nach § 11
Abs. 3 BauNVO nicht überschritten wird.

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Baugrenze

Sonstige Planzeichen

I. Planungsrechtliche Festsetzungen

Geschossflächenzahl (GFZ)1,6

Grundflächenzahl (GRZ)0,8

Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Überbaubare Grundstücksfläche
Die tatsächlich überbaubaren Grundstücksflächen ergeben sich durch die gem. § 23
BauNVO festgelegten Baugrenzen.

Nicht überbaubare Grundstücksfläche
a. Garagen, Carports und Stellplätze können ausnahmsweise zugelassen werden.
b. Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO sind nicht zulässig.

Zahl der Vollgeschosse als HöchstmaßII

II. Sonstige Darstellungen und Kartensignaturen
Gebäude, die vorherrschend Wohn- bzw. Aufenthaltszwecken oder der Erfüllung
öffentlicher Aufgaben dienen (Wohngebäude usw.)

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs der 8. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2
"Mittelste Dreisbach", Gemarkung Dreistiefenbach
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Sonstige Gebäude (Wirtschafts- oder Industriegebäude)

GE b



III. Hinweise
Bodeneingriffe (Bodendenkmäler)
Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/oder naturgeschichtliche Bodenfunde, d. h.
Mauern, alte Gräben, Einzelfunde, aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen
Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen und/oder pflanzlichen
Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt werden. Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist der
Stadt Netphen als Untere Denkmalbehörde und/oder der LWL-Archäologie für Westfalen,
Außenstelle Olpe (Tel. 02761/93750, Fax 02761/937520), unverzüglich anzuzeigen und die
Entdeckungsstätte mindestens drei Werktage in unverändertem Zustand zu erhalten (§§ 15 und 16
Denkmalschutzgesetz NRW - DSchG NW), falls diese nicht vorher von den Denkmalbehörden
freigegeben wird. Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe ist berechtigt, das Bodendenkmal zu
bergen, auszuwerten und für wissenschaftliche Erforschung bis zu sechs Monaten in Besitz zu
nehmen (§ 16 Abs. 4 DSchG NW).

Bodeneingriffe (Kampfmittel)
Es liegt keine unmittelbare Kampfmittelgefährdung vor. Wegen erkennbarer Kriegsbeeinflussung
- vereinzelte Bombardierung - kann eine - derzeit nicht erkennbare - Kampfmittelbelastung im
Plangebiet aber nicht gänzlich ausgeschlossen werden.
Weist bei Durchführung der Bauvorhaben der Erdaushub auf eine ungewöhnliche Verfärbung hin
oder werden verdächtige Gegenstände beobachtet, sind die Arbeiten sofort einzustellen und der
Kampfmittelbeseitigungsdienst durch die Ordnungsbehörde oder die Polizei zu verständigen.

Artenschutz
Durch die bauliche Nutzung selbst, sowie auch die Vorbereitung derselben, darf nicht gegen die im
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) formulierten Verbote zum Artenschutz verstoßen werden. Die
entsprechenden artenschutzrechtlichen Bestimmungen sind zu beachten.

Beseitigung von Niederschlagswasser
Das Niederschlagswasser der privaten Grundstücke ist nach den Vorgaben des
Landeswassergesetzes (LWG) sowie der städtischen Abwasserbeseitigungssatzung zu beseitigen.
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